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Gesetzesinitiative des Bundesrates zur Änderung der vertragsrechtlichen Vorschrif-
ten im SGB XII 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie bereits in verschiedenen Ausschüssen berichtet, hat der Bundesrat auf Initiative Ber-
lins und nach Abstimmung zwischen den Ländern eine Gesetzesinitiative zur Änderung 
des SGB XII eingebracht. Ziel sollte es danach sein, das Vertragsrecht der Sozialhilfe da-
hingehend zu ändern, dass das Vergütungssystem transparenter und nachvollziehbarer 
wird, Vertragsverletzungen besser sanktioniert werden können und im Streitfall einheitli-
chen Rechtschutz zu gewährleisten. 

Den Gesetzesantrag des Bundesrates (Drucksache 14/4405) füge ich zu Ihrer Kenntnis bei. 

Wie Sie der Stellungnahme der Bundesregierung entnehmen können, erreichen die vor-
geschlagenen Änderungen aber nur zum Teil das angestrebte Ziel und führen nur zum 
Teil zur gewünschten Rechtsicherheit. Die Bundesregierung will daher das Anliegen des 
Bundesrates bei einer in zeitlicher und fachlicher Sicht geeigneten Gelegenheit aufgreifen.  

Es ist bedauerlich, dass die Bundesregierung die notwendigen gesetzlichen Anpassungen 
„auf die lange Bank“ schiebt, anstatt zu handeln. Wenn die Bundesregierung der Ansicht 
ist, dass die vorgeschlagenen Änderungen nur zum Teil das angestrebte Ziel erreichen, 
hätte sie durchaus auch die Möglichkeit gehabt, zeitnah mit weiteren Änderungen, die aus 
ihrer Sicht bestehenden Mängel zu beseitigen bzw. weitere Präzisierungen vorzunehmen. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Bernd Finke 
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